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Antrag 

der Gruppe der PDS 


Erstattung eines Berichtes der Bundesregierung zur „Lage der Nation“ und zur 
Durchsetzung des Einigungsvertrages anläßlich des fünften Jahrestages der staat- 
lichen Vereinigung am 3. Oktober 1995 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird beauftragt, dem Deutschen Bundestag 
anläßlich des fünften Jahrestages der staatlichen Vereinigung 
Deutschlands einen Bericht zur „Lage der Nation" vorzulegen. In 
diesem Bericht ist unter anderem Rechenschaft über die Durch- 
setzung des Vertrages zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Deutschen Demokratischen Republik über die Herstellung 
der Einheit Deutschlands - Einigungsvertrag - vom 31. August 
1990 zu geben. 

Im Bericht sollte vor allem berücksichtigt werden: 

- der Stand des Einigungsprozesses fünf Jahre nach dem Voll- 
zug der staatlichen Einheit, vor allem die Lage in den neuen 
Bundesländern, gemessen am Ziel des Einigungsvertrages, 
einheitliche Lebensverhältnisse in ganz Deutschland herzu- 
stellen; 

- Probleme, Defizite und Mängel der wirtschaftlichen, sozialen, 
rechtlichen und geistig-kulturellen Entwicklung im vereinig- 
ten Deutschland; 

- die Rolle des Einigungsvertrages im bisherigen Einigungspro- 
zeß und als weiter geltendes Bundesrecht und Handlungsauf- 
trag für die politischen Entscheidungsträger der Bundesrepu- 
blik Deutschland; 

- Defizite und Fehler des Einigungsvertrages sowie der Praxis 
seiner Verwirklichung aus heutiger Sicht; 

- die Politik der Bundesregierung zur weiteren Gestaltung des 
Prozesses der Vereinigung, ihre Prioritäten, Zeitvorstellungen 
und geplanten Maßnahmen, einschließlich der Korrektur der 
Defizite und Verletzungen des Einigungsvertrages. 

- die außen- und sicherheitspolitischen Positionen des vereinig- 
ten Deutschlands unter besonderer Berücksichtigung der Ver- 
pflichtungen des Zwei-plus-Vier- Vertrages und der Erwartun- 
gen an eine zivile Rolle Deutschlands in den internationalen 
Beziehungen; 
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- die Haltung der Bürgerinnen und Bürger in Ost- und West- 
deutschland zu wichtigen politischen und sozialen Problemen 
der inneren und äußeren Lage und der Politik Deutschlands. 


Bonn, den 31. August 1995 

Dr. Gregor Gysi und Gruppe 


Begründung 

Fünf Jahre staatliche Vereinigung können nicht nur mit feierlichen 
Reden begangen werden, sondern erfordern eine offene, realisti- 
sche und kritische Bestandsaufnahme des bisherigen Einigungs- 
prozesses, einschließlich seiner Fehler und Fehlentwicklungen. 
Frühere Bundesregierungen haben in der Zeit des Bestehens zwei- 
er deutscher Staaten dem Parlament jährlich Berichte zur Lage der 
Nation im gespaltenen Deutschland vorgelegt. Seit der staatlichen 
Vereinigung hat sich die Bundesregierung geweigert, diese Pra- 
xis fortzusetzen. Zumindest nach nunmehr fünfjähriger Politik der 
Einigung ist angesichts nicht zu verkennender positiver Ergebnis- 
se, aber auch gravierender Probleme im ökonomischen, sozialen, 
politischen, rechtlichen und geistig-kulturellen Bereich und vor 
allem vieler ungelöster Fragen - die von vielen als Krisenent- 
scheidungen im Einigungsprozeß angesehen werden - eine grund- 
legende Beratung im Parlament auf der Basis eines solchen 
Berichts und eine umfassende Information der Öffentlichkeit mehr 
als nötig. Das gilt auch für eine Bilanz des Einigungsvertrages, 
einschließlich seiner Defizite, zu deren Behebung auch der 
Vorsitzende der Fraktion der CDU/CSU, Dr. Wolfgang Schäuble, 
Bereitschaft eingeräumt hat (vgl. Pressedienst der Fraktion der 
CDU/CSU vom 13. März 1995). 
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